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Die Grundsatzprogrammatik: Familie, Ehe und Kinder

Grundsatzprogramme der CDU von 1978, 1994 und 2007

Grundsatzprogramm 1978:

Ehe und Familie:

· Die Ehe und Familie sind das Fundament der Gesellschaft, weder der Staat noch eine andere Lebensform kann sie ersetzen

· Ehe ist eine Gemeinschaft auf Lebenszeit sowie eine Partnerschaft

Erziehung:

· Familie als wichtigste Erziehungsgemeinschaft für Kinder 

· Jedes Kind hat ein Recht auf Familie, Zuwendung, Begleitung und Liebe der Eltern

· Eltern sollen ihre Kinder nicht autoritär bevormunden und Hilfe leisten bei der Gestaltung des Lebens

· Keine staatliche Bevormundung der Familie: Entzug des Erziehungsrechts nur bei Gefahr für das Kind

Aufgabe des Staates ist es…

· Familien zu stärken und zu fördern, 

· die Familienarbeit als Beitrag zum Generationenvertrag anzurechnen, 

· den Familienlastenausgleich zu verbessern, 

· kinderreiche Familien und Familien mit behinderten Kindern besonders zu fördern,

· sich für eine familien- und kinderfreundliche Gesellschaft 

· die Jugendarbeit zu fördern

Grundsatzprogramm 1994:

Ehe und Familie:

· Die Familie ist das Fundament der Gesellschaft

· Zusammenhalt der Familien als Voraussetzung für die Solidarität der Gesellschaft

· Ehe als beste Grundlage für die gemeinsame Verantwortung von Vater und Mutter

· Die Ehe als Institution auf Lebenszeit soll auch weiterhin von der Verfassung geschützt werden, dennoch werden auch nichteheliche Lebensgemeinschaften respektiert, aber ohne eine rechtliche Gleichstellung

Erziehung und Kinder:

· Erziehung ist Elternrecht, man kann sich als Eltern aber nicht vor den Pflichten entziehen

· Auch ein nichteheliches Kind hat ein Recht auf einen leiblichen Vater und eine leibliche Mutter

· Gleichstellung ehelicher und nichtehelicher Kinder

· Schutz des ungeborenen Lebens

Aufgabe des Staates ist es…

· zu einer kinderfreundlichen Gesellschaft beizutragen,

· den bisherigen Familienlastenausgleich weiter zu verbessern und durch einen Familienleistungsausgleich neu zu gestalten,

· den Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz zu verwirklichen,

· die Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit zu verbessern,

· für behinderte Menschen einzutreten,

· die Jugendarbeit zu fördern

· die Rahmenbedingungen für ein eigenverantwortliches Leben der Senioren zu verbessern

Grundsatzprogramm 2007:

Ehe und Familie

· Familie als Fundament der Gesellschaft 

· Familie ist überall dort, wo Eltern für Kinder und Kinder für Eltern dauerhaft Verantwortung tragen, umfasst demnach mehrere Generationen

· Damit werden auch nichteheliche Lebensgemeinschaften und Alleinerziehende einbezogen

· Wahlfreiheit für die persönliche Lebensform; Staat und Gesellschaft kann nur unterstützen

· Ausdrücklich respektiert werden homosexuelle Partnerschaften, eine rechtliche Gleichstellung mit der Ehe wird aber abgelehnt

· Die Ehe bleibt Leitbild der Gemeinschaft von Mann und Frau. 

Erziehung und Kinder

· Die Entscheidung für Ehe, Kinder und Familie ist eine persönliche Entscheidung, die unterstützt werden soll

· Unterstützung von Familien, deren Kinderwunsch nur mit medizinischer Hilfe verwirklicht werden kann

· Ablehnung eines Adoptionsrechts für gleichgeschlechtliche Paare
Aufgabe des Staates ist es…

· Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf weiter zu verbessern

· Eine familienfreundliche Haltung zu fördern

· Familien noch besser finanziell zu unterstützen

· Bedarfsgerechte Betreuungsangebote für Kinder aller Altersstufen zu schaffen oder zu fördern

2. siehe Tabelle Parteienvergleich
3. Kontinuität und Wandel: 


Familie, Ehe und Kinder im Wahlprogramm der CDU aus dem Jahr 1980, im Regierungsprogramm von 2005-2009 und in der parteipolitischen Definition von Familienpolitik vom 27. Februar 2009

1)
	Grundsatzprogramm

„Freiheit, Solidarität, Gerechtigkeit“

26. Bundesparteitag, 23.-25. Oktober 1978, in Ludwigshafen
	Wahlprogramm

„Für Frieden und Freiheit“

28. Bundesparteitag, 18.-20. Mai 1980, in Berlin

	
	

	„Ehe und Familie […] sind das Fundament unserer Gesellschaft und unseres Staates.“ (129)
	„Nach unserem Verständnis von Mensch, Gesellschaft und Staat hat die Familie eine überragende Stellung.“ (18)

	„Die Familie ist die erste und wichtigste Erziehungsgemeinschaft für das Kind […]“ (130)
	„In einer anonymen, arbeitsteiligen Gesellschaft ist die Familie der Ort, wo Vertrauen, Toleranz und Pflichterfüllung gelernt und gelebt werden können.“ (19)

	„Wer sich für Kinder entscheidet, übernimmt für sie Verantwortung und Pflichten, denen er sich nicht entziehen kann.“ (130) 
	„Die meisten Eltern wünschen sich mehr Kinder als sie haben. Sie wissen, daß sie dann Opfer bringen müssen.“ (19)

	„Ein Erziehungsgeld und die rentensteigernde Berücksichtigung von Erziehungsjahren sind daher unabdingbar.“ (130)
	Eltern dürfen „[…] keine unzumutbaren Opfer abverlangt werden.“ (19)

	„Familienleistungen müssen als Beitrag zum Generationenvertrag anerkannt werden.“ (131)
	„Der Generationenvertrag droht in einen Generationenkonflikt umzuschlagen.“ (19) 

	„Daher gehört auch der Familienlastenausgleich zur Familienpolitik.“ (131) 
	Der Familienlastenausgleich ist „[…] ein sittliches und politisches Gebot.“ (20) 

	„Kinderreiche Familien, aber auch Familien mit behinderten Kindern und Familien mit nur einem Elternteil haben Anspruch auf besondere Hilfe und Förderung.“ (131)
	„Alleinerziehende Mütter und Väter sowie Familien mit geringem Einkommen werden wir darüber hinaus fördern.“ (20)

	„Die Familie gestaltet ihr Zusammenleben in eigener Verantwortung. […] Das Elternrecht schützt die Familie vor staatlicher Bevormundung.“ (130)
	„Auch wenn die Familie Aufgaben für die Gemeinschaft erfüllt, […], hat der Staat nicht in die Familie hineinzuregieren.“ (19)

	„Die Mitverantwortung der staatlichen Gemeinschaft für die Erziehung der Kinder erfordert vor allem, die erzieherischen Kräfte der Familie zu fördern und zu stärken.“ (130)
	„Eine Politik, die die Familien links liegen läßt, lebt auf Kosten der Zukunft. […]
Wir werden der Familie die notwendige Unterstützung geben, die sie braucht […]“ (19)

	„Wir setzen uns […] für eine familien- und kinderfreundliche Haltung in unserer Gesellschaft ein.“ (131)
	„Im letzten Jahrzehnt haben sich die Lebensbedingungen für Familien deutlich verschlechtert.“ (19)

	„Unser freiheitlich-demokratischer Staat verdient das Vertrauen und das Engagement der Jugend. Sie muß sich gesellschaftlich und politisch ohne Bevormundung und Reglementierung engagieren können.“ (131)
	„Der junge Mensch kann sich frei entscheiden, ohne politische Bevormundung, ohne staatliche Reglementierung. […] Außerdem sollen „[…] die Zukunftschancen der jungen Generation […]“ gesichert werden. (27)

	
	„Wir werden ein umfassendes Programm zum Schutz des ungeborenen Lebens verwirklichen.“ (20)


2)

	      Grundsatzprogramm
„Freiheit in Verantwortung“
5. Parteitag, 21.-23 Februar 1994, in Hamburg
	Regierungsprogramm
„Deutschlands Chancen nutzen. Wachstum. Arbeit. Sicherheit.

Regierungsprogramm 2005 - 2009

	
	

	„Die Familie ist die beständigste Form des Zusammenlebens in der Gesellschaft. (16)
	„Die Familie ist die wichtigste Form des Zusammenlebens.“ (24)

	„Deshalb setzen wir uns für ihre finanzielle Unterstützung und die gesellschaftliche Anerkennung der Familienarbeit ein.“ (16)
	„Gleiche Bildungschancen für alle Kinder verlangen ein familienfreundliches Klima in unserer Gesellschaft, das Eltern bei der frühkindlichen Bildung und Erziehung stärkt und ermutigt.“ (24)

	„Erziehung ist Elternrecht; wer sich für Kinder entscheidet, übernimmt Rechte und Pflichten, denen er sich nicht entziehen darf.“ (16)
	„Es ist Aufgabe der Erziehung in Familie […], jungen Menschen eine klare Wertorientierung zu vermitteln.“ (24)

	„Wir respektieren nichteheliche Partnerschaften und die bewusste Entscheidung, ohne die rechtliche Bindung einer Ehe zu leben.“ (16)
	

	„Die dramatische Veränderung der Bevölkerungsstruktur gefährdet die Sicherung des Generationenvertrags.“ (17)
	„Deutschland ist bei der Geburtenrate Schlusslicht in Europa.“ (23)

	„Wir streben an, den bisherigen Familienlastenausgleich weiter zu verbessern und durch einen Familienleistungsausgleich neu zu gestalten.“ (17)

„Wir wollen den Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz verwirklichen.“ (17) 
	„Weil wir Zukunft wollen, ist unser Maßstab: Vorrang für Familien und Kinder! Deshalb schaffen wir bessere Rahmenbedingungen für Familien und Kinder.“ (24)
Die unionsgeführten Länder werden im Rahmen ihrer Zuständigkeit den Ausbau der Kinderbetreuung für eine bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf forcieren.“ (25)

	„Es ist eine Aufgabe […] der Tarifpartner in Wirtschaft und öffentlicher Verwaltung als auch in der Politik, die Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit zu verbessern.“ (18) 
	„Deshalb bauen in den […] Ländern die unionsgeführten Regierungen […] Ganztagsangebote bedarfsorientiert aus. Sie sind wichtig zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf.“ (24)

	„Wir treten nachdrücklich für den Schutz des Lebens ungeborener Kinder ein“ (17)
	

	„Genügende kinderfreundliche Wohnungen und kindgerechte Wohnumgebungen sind dringend nötig.“ (17)
	

	„Jährlich werden mehr Stunden Haus- und Familienarbeit als Erwerbsarbeit geleistet. Wir Christliche Demokraten setzen uns dafür ein, dass ihre Leistung stärker anerkannt wird.“ (18)
	„Wir bewerten die Erziehungsleistung von Eltern in Sozialversicherungen und Steuerrecht höher.“ (25)



	„Wir treten für eine Ausweitung des Elternurlaubs und unbezahlte Freistellungszeiten, auch für Pflege von Angehörigen, ein.“ (18)
	„Wir befürworten die Möglichkeit von Teilzeitbeschäftigungen für Kindererziehung und Pflege.“ (25)

	„Wir wollen Wahlfreiheit auch dadurch ermöglichen, dass wir den Wiedereinstieg in den Beruf erleichtern.“ (19)
	

	„Wir verstehen es als unsere besondere Pflicht, für behinderte Menschen einzutreten.“ (19)
	

	„Unsere Demokratie lebt auch von den Anfragen, Ideen, der Beharrlichkeit und Ungeduld, der Begeisterung und dem persönlichen Einsatz sowie der Kritik der Jüngeren.“ (19)
	

	„Unsere Politik will sie [Jugendliche, die sich durch gewachsene Anforderungen und schnelle Veränderungen überfordert fühlen] durch Qualifizierungs- und Unterstützungsmaßnahmen fördern.“ (19)
	„Wohlstand für alle setzt Bildung für alle voraus. Die Teilhabe aller an Bildung und Ausbildung ist die zwingende Vorraussetzung dafür, dass keine Begabung ungenutzt bleibt.“ (24)

	„Wir achten das Recht auf Wehrdienstverweigerung aus Gewissensgründen […].“ (20)
	

	„Wir wollen allen älteren Menschen ein gesichertes und sinnerfülltes Leben ermöglichen.“ (20)
	

	„Ziel unserer Politik ist es, dass ältere Menschen so lange in der von ihnen gewünschten Wohnform leben können.“ (21)
	

	„Wir sind für eine Politik, die die Pflegeleistung der Angehörigen unterstützt und für die Absicherung des Pflegefalls Vorsorge trifft.“ (21)
	

	
	„CDU und CSU treten ein für die gezielte Förderung hochbegabter Kinder und Jugendlichen aus allen sozialen Gruppen und Schichten.“ (24)


Familienpolitik – Die CDU steht für eine gute Zukunft für Familien (Feb. 09)

· „Ehe und Familie sind zentrale Fundamente unserer Gesellschaft.“ (1)

· „Kinder bedeuten Zukunft.“ (2)
· „Die auf Dauer angelegte Ehe ist die beste Grundlage dafür, dass Männer und Frauen partnerschaftlich füreinander und als Väter und Mütter für ihre Kinder Verantwortung übernehmen.“ (3)

· „Es ist deshalb ein Gebot der sozialen Gerechtigkeit, Familien im umfassenden Sinne staatlich zu fördern.“ (4)

· „Die CDU versteht Familienpolitik als Familienvorrangpolitik.“ (4)

· „Die Förderung von Familien muss sicherstellen, dass die Entscheidung für Kinder und ihre Erziehung nicht zu einer gravierenden finanziellen Schlechterstellung gegenüber Kinderlosen führt.“ (4)

· CDU-Konzept zur Familienpolitik basiert auf drei Säulen: 
1) Vereinbarkeit von Familie und Beruf – 

        familiengerechte Jobs statt jobgerechte Familien

2) Finanzielle Entlastung für Familien

3) Stärkung der Erziehungskompetenz der Eltern
Quellen: 
Singhammer, Johannes 2006: Familie in den Mittelpunkt der Gesellschaft rücken – das familienpolitische Programm der CDU/CSU Bundestagsfraktion. In: Unsere Jugend 58 (7/8). Seite 291-293.

Grundsatzprogramm der CDU 1978: „Freiheit, Solidarität, Gerechtigkeit“.
Grundsatzprogramm der CDU 1994: „Freiheit in Verantwortung“.

Grundsatzprogramm der CDU 2007: „Freiheit und Sicherheit“.

Wahlprogramme der CDU von 1980 bis 2005

Grundsatzprogramm von Bündnis 90/Die Grünen 2002: „Die Zukunft ist grün“.

Grundsatzprogramm der SPD 2007: „Hamburger Programm“.

Grundsatzprogramm der CSU 2007: „Chancen für Alle“.

Entwurf des Grundsatzprogramms der FDP 2009: „Die Mitte stärken“.
http://www.cdu.de/politikaz/familie.php (5.6.2009, 19:32)
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